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Homeoffice-Pauschale und 
degressive Abschreibung 
auch 2022 
 
Beschlossene Steuererleichterungen 
Der Bundestag beschließt mit Stimmen der 
Ampel-Koalition und der Union Steuerer-
leichterungen für Bürger. Das gilt etwa für 
die Abgabe von Steuererklärung, Abschrei-
bungen für Unternehmen, die Steuerfrei-
heit von Corona-Boni und die Pauschale 
für das Homeoffice. 
Die Corona-Pandemie tritt im politischen 
Alltag mehr und mehr in den Hintergrund, 
ihre Folgen sind aber weiter teils schmerz-
haft zu spüren. Der Bundestag hat deshalb 
steuerliche Erleichterungen beschlossen, 
die Bürgern und Unternehmen durch die 

• Steuerentlastungsgesetz, Mindestlohn, 
EEG-Umlage, Pflegebonusgesetz 

• Neustarthilfe oder Überbrückungshilfe IV 

• Umsatzsteuer: Vorsteuerabzug 

• Online-Anträge und Gesetze u.v.m.

Krise helfen sollen. Betriebe bekommen 
damit unter anderem Anreize für mehr In-
vestitionen, die angesichts des Ukraine-
Kriegs auszubleiben drohen. 
Die Ampel-Koalition besserte den Entwurf 
der Bundesregierung noch einmal deutlich 
nach, verlängerte etwa Fristen für die Steu-
ererklärung und hob die Summe an, bis zu 
der der sogenannte Pflegebonus steuerfrei 
bleibt. Im Bundestag stimmte schließlich 
nicht nur die Koalition, sondern auch die 
oppositionelle Union zu. Viele sinnvolle, 
noch von der früheren schwarz-roten Re-
gierung eingeführte Regelungen würden 
verlängert, so die Union. Etwa bei der Ver-
lustverrechnung für Unternehmen hätte 
aber noch mehr passieren müssen. 
Homeoffice-Pauschale auch für 2022 
Arbeitnehmer können auch für dieses Jahr 
in der Steuererklärung eine Homeoffice-
Pauschale geltend machen. Pro Tag Arbeit 
von zuhause kann man fünf Euro ansetzen, 
maximal aber 600 Euro im Jahr. Das ist un-
abhängig davon, ob man ein extra Arbeits-
zimmer hat oder aus Wohnzimmer oder 
Küche arbeitet. Allerdings zählt die so er-
zielte Summe zu den Werbungskosten, für 
die allen Steuerzahlern pauschal ohnehin 
1000 Euro angerechnet werden. Nur wer 

mit seinen Ausgaben über diese 1000 Euro 
kommt, profitiert also von der Sonderregel. 
Koalitionsabgeordnete deuteten an, die 
Regelung in einem weiteren Schritt mögli-
cherweise zu entfristen und dauerhaft an-
zuwenden. 
Degressive Abschreibung 
Die degressive Abschreibung für soge-
nannte bewegliche Wirtschaftsgüter wie 
Maschinen oder Fuhrparks wird um ein 
Jahr verlängert. Unternehmen können 
damit in den ersten Jahren nach einer An-
schaffung größere Summen abschreiben 
als normal. In den Folgejahren sind die Ab-
schreibungsbeträge dafür dann geringer. 
Das soll einen Anreiz setzen, zu investieren, 
obwohl die wirtschaftliche Lage gerade un-
sicher ist. 
Verrechnung von Verlusten 
Unternehmen können gegenwärtige Ver-
luste in größerem Umfang als bisher mit 
Gewinnen aus den beiden Vorjahren ver-
rechnen. Dadurch sinken etwa Vorauszah-
lungen. Außerdem bekommt man zu viel 
gezahlte Steuern früher zurück. Die erwei-
terte Verlustrechnung wird bis Ende 2023 
verlängert. Für 2022 und 2023 wird der 
Höchstbetrag zudem auf 10 Millionen Euro 
angehoben. 
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Fälligkeit 

Montag, den 11.07.2022*

Lohnsteuer mtl./vj. 11. 07. 1 14. 07. 1 

Kirchensteuer 11. 07. 1 14. 07. 1 

Solidaritätszuschlag 11. 07. 1 14. 07. 1

Umsatzsteuer mtl./vj. 11. 07. 1 14. 07. 1

Juli 2022 25. 07. 27. 07.

Hinweis: Einreichung Nachweis bis 00:00 Uhr am Fälligkeitstag

1 Die Schonfrist endet am 11.07.22, weil das Ende der Frist auf einen Sonn- oder Feiertag fällt. 
** Bei Zahlung durch Scheck ist diese erst mit dem dritten Tag nach Eingang des Schecks bewirkt.

Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Scheck/bar**               Überweisung

Beitragsnachweis          Beitragszahlung



Längere Fristen für die Steuererklärung 
Steuerzahler bekommen mehr Zeit für die 
Abgabe ihrer Steuererklärungen. Wer seine 
Erklärung für 2021 alleine macht, hat nun 
bis Ende Oktober 2022 Zeit. Wer einen 
Steuerberater hat, muss erst Ende August 
2023 abgeben. Auch in den kommenden 
Jahren gibt es längere Fristen. Die Steuer-
berater hatten zuletzt von einem hohen 
Arbeitsaufkommen berichtet, weil sie für 
Firmen auch das Beantragen von Wirt-
schaftshilfen übernehmen und sich um das 
Kurzarbeitergeld kümmern. 
Corona-Boni bis 4.500 Euro steuerfrei 
Viele Beschäftigte in der Pflege, in Kran-
kenhäusern und Praxen bekommen von 
ihren Arbeitgebern Corona-Boni. Der Bun-
destag regelte nun, dass diese Zahlungen 
bis zu einer Höhe von 4.500 Euro steuerfrei 
bleiben. Bei den Beschäftigten soll mög-
lichst viel von dem Geld auch wirklich an-
kommen. Das gilt für Sonderzahlungen 
unter anderem für Mitarbeiter in Kranken-
häusern, in der Intensivpflege, für ambu-
lante Pflegekräfte und Beschäftigte in 
Pflegeheimen, aber auch in bestimmten 
Rehaeinrichtungen, Arzt- und Zahnarztpra-
xen sowie im Rettungsdienst. 

 
 
Aktuelles 
 
Bundesrat verabschiedet Steuerentlas-
tungsgesetz 2022 
Der Bundesrat hat dem vom Bundestag am 
12.5.2022 verabschiedeten Steuerentlas-
tungsgesetz zugestimmt. 
Folgende Maßnahmen können damit - teil-
weise mit Wirkung zum 1.1.2022 - in Kraft 
treten: 
• Energiepreispauschale: Das Gesetz sieht 

für 2022 einmalig eine steuerpflichtige 
Energiepreispauschale von 300 EUR vor. 
Anspruch darauf haben aktiv tätige Er-
werbspersonen. Die Pauschale soll einen 
Ausgleich für die kurzfristig und drastisch 
gestiegenen Fahrtkosten darstellen. 

• Kinderbonus: Der Abfederung besonde-
rer Härten für Familien aufgrund gestie-
gener Energiepreise dient der so 
genannte Kinderbonus. Dazu erhöht sich 
das Kindergeld um einen Einmalbetrag in 

Höhe von 100 EUR. Einen Anspruch da-
rauf hat jedes Kind, für das im Juli 2022 
Kindergeld bezogen wird. 

• Höherer Arbeitnehmer-Pauschbetrag: 
Das Gesetz erhöht den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag bei der Einkommensteuer 
um 200 EUR auf 1.200 EUR, rückwirkend 
zum 1.1.2022. 

• Anhebung des Grundfreibetrages: Stei-
gen wird auch der Grundfreibetrag für 
2022 von derzeit 9.984 EUR um 363 EUR 
auf 10.347 EUR - ebenfalls rückwirkend 
zum 1.1.2022. 

• Frühere Erhöhung der Pendlerpauschale: 
Schließlich wird zur Entlastung von ge-
stiegenen Mobilitätskosten die bis 2026 
befristete Anhebung der Entfernungs-
pauschale für Fernpendler ab dem 21. Ki-
lometer rückwirkend zum 1.1.2022 auf 
38 Cent ebenso vorgezogen wie die An-
hebung der Mobilitätsprämie für Gering-
verdiener. 

Das Gesetz wird nun über die Bundesregie-
rung dem Bundespräsidenten zur Unter-
zeichnung vorgelegt und anschließend im 
Bundesgesetzblatt verkündet. 
 
12 Euro Mindestlohn ab Oktober  
Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat 
am 18.5.2022 dem Gesetzentwurf (BT-
Drucks. 20/1408) der Bundesregierung für 
eine Erhöhung des gesetzlichen Mindest-
lohns auf 12 EUR je Stunde zugestimmt. 
Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion Die Linke stimmte das 
Gremium dem Entwurf zu. Die CDU/CSU-
Fraktion und die AfD-Fraktion enthielten 
sich. 
Der Gesetzentwurf für das Mindestlohner-
höhungsgesetz sieht Folgendes vor: 
• Der für alle Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer geltende Mindestlohn soll 
zum 1.10.2022 einmalig auf einen Brut-
tostundenlohn von 12 € erhöht werden.  

• Zudem soll sich künftig die Geringfügig-
keitsgrenze an einer Wochenarbeitszeit 
von zehn Stunden zu Mindestlohnbedin-
gungen orientieren. Mit der Anhebung 
des gesetzlichen Mindestlohns soll sie auf 
520 EUR monatlich erhöht und dyna-
misch ausgestaltet werden. 

• Außerdem will die Bundesregierung 
Maßnahmen treffen, die die Aufnahme 

einer sozialversicherungsrechtlichen Be-
schäftigung fördern und verhindern hel-
fen, „dass Minijobs als Ersatz für reguläre 
Arbeitsverhältnisse missbraucht wer-
den“. Dazu werde die Möglichkeit eines 
zulässigen unvorhersehbaren Überschrei-
tens der Entgeltgrenze für eine geringfü-
gig entlohnte Beschäftigung gesetzlich 
geregelt.  

• Die Höchstgrenze für eine Beschäftigung 
im Übergangsbereich soll von monatlich 
1.300 EUR auf 1.600 EUR angehoben 
werden. 

Die Koalitionsfraktionen, allen voran die 
SPD-Fraktion und Bündnis 90/Die Grünen, 
zeigten sich sehr zufrieden mit dem einma-
ligen Schritt einer Erhöhung. Die Grünen 
betonten, der deutsche Mindestlohn ran-
giere im europäischen Vergleich am unte-
ren Rand, deshalb ziehe man nun nach und 
handele. Die SPD bekräftigte, die 12 EUR 
hätten schlicht etwas mit Respekt und dem 
Wert der Arbeit zu tun. Gleichwohl müss-
ten die Kontrollen des Mindestlohns durch 
die Finanzkontrolle Schwarzarbeit gestärkt 
werden, da sonst der Mindestlohn keinen 
Sinn mache. Die FDP ließ erkennen, dass 
sie mit der Entscheidung nicht glücklich ist, 
diese aber aus Koalitionsräson mittrage. Es 
sei ein schwerwiegender Eingriff in die Ta-
rifautonomie, hoffentlich gehe er gut, so 
die Liberalen. 
 
Vorzeitige Absenkung der EEG-Umlage 
Der Bundesrat hat dem „Gesetz zur Absen-
kung der Kostenbelastungen durch die 
EEG-Umlage und zur Weitergabe dieser 
Absenkung an die Letztverbraucher” zuge-
stimmt. Damit sinkt die EEG-Umlage zum 
1.7.2022 von bislang 3,72 ct/kWh auf null 
ct/kWh. Ab Januar 2023 soll die EEG-Um-
lage dann auf Dauer entfallen. 
Die EEG- bzw. Ökostrom-Umlage wurde im 
Jahr 2000 eingeführt. Sie diente dazu, die 
Förderung des Ausbaus von Solar-, Wind-, 
Biomasse- und Wasserkraftwerken zu fi-
nanzieren und wurde bisher bei den End-
kunden über die Stromrechnung erhoben. 
Mit dem nun verabschiedeten Gesetz sinkt 
die EEG-Umlage von bislang 3,72 ct/kWh 
zum 1.7.2022 auf null ct/kWh. Eine vier-
köpfige Familie wird dadurch im Vergleich 
zu 2021 um rund 300 Euro pro Jahr entlas-
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gen sozialen Jahr, Leiharbeitnehmer sowie 
Mitarbeiter von Servicegesellschaften in 
der Alten- und Langzeitpflege sollen einen 
Bonus erhalten. Der Bonus soll in der 
Alten- und Langzeitpflege spätestens bis 
Ende dieses Jahres ausgezahlt werden. 
In den Ausschussberatungen am 18.5.2022 
verständigten sich die Abgeordneten da-
rauf, auch Leiharbeitnehmer in der Pflege 
und die DRK-Schwesternschaften in die 
Bonusregelung einzubeziehen. 

 
Wechsel zwischen der Neustarthilfe und 
der Überbrückungshilfe IV  
Vom 13.5.2022 bis 15.6.2022 ist der 
Wechsel zwischen der Neustarthilfe 2022 
und der Überbrückungshilfe IV möglich. 
Hierauf macht das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) aktu-
ell aufmerksam. 
Hintergrund: Ein grundsätzlicher Unter-
schied zwischen den Programmen ist, dass 
die Förderhöhe bei der Neustarthilfe 2022 
direkt von dem Umsatz im Referenz- und 
im Förderzeitraum abhängt, während die 
Förderhöhe bei der Überbrückungshilfe IV 
zusätzlich an die Höhe der Fixkosten im 
Förderzeitraum gebunden ist. Grundsätz-
lich hängt die Förderhöhe in beiden Pro-
grammen vom Umsatzrückgang im Förder- 
zeitraum ab. Sollte der im Förderzeitraum 
realisierte Umsatzrückgang von dem er-
warteten Umsatzrückgang erheblich ab-
weichen, kann es ebenfalls möglich sein, 
dass entgegen der ursprünglichen Erwar-
tung das jeweils andere Programm für An-
tragstellende vorteilhafter ist. 

 
 
Umsatzsteuer 
 
Vorsteuerabzug aus Schwarzeinkäufen  
Ein Vorsteuerabzug aus von der Steuer-
fahndung festgestellten Schwarzeinkäu- 
fen ist nicht möglich, wenn keine entspre-
chenden Rechnungen vorliegen (FG Müns-
ter, Gerichtsbescheid v. 23.3.2022 - 5 K 
2093/20 U). 
Sachverhalt: 
Mit ihrer hiergegen erhobenen Klage 
machte die Klägerin geltend, dass ihr auch 
ohne Vorlage von Rechnungen ein Vor-

steuerabzug zustehe, da der Kontrollfunk-
tion der Rechnungen im Streitfall keine Be-
deutung zukomme. Die Steuerfahndung 
habe das Konto der Klägerin bei der Liefe-
rantin ausgewertet, sodass das Finanzamt 
über sämtliche Angaben für eine Prüfung 
der materiellen Voraussetzungen des Vor-
steuerabzugs verfüge. 
Die Richter des Finanzgerichts Münster 
wiesen die Klage ab: 
• Die Ausübung des Vorsteuerabzugs setzt 

voraus, dass der Unternehmer eine ord-
nungsgemäße Rechnung besitzt. Zwar 
kann ausnahmsweise auf bestimmte for-
melle Voraussetzungen verzichtet wer-
den, wenn die materiellen Vorausset- 
zungen des Vorsteuerabzugs erfüllt sind.  

• Dies führt aber nicht dazu, dass vollstän-
dig auf Rechnungen verzichtet werden 
kann. Der Unternehmer muss jedenfalls 
darlegen und nachweisen, dass er eine 
ordnungsgemäße Rechnung besessen 
hatte. Der fehlende Nachweis eines sol-
chen Rechnungsbesitzes kann nicht 
durch eine Schätzung ersetzt werden. 

• Die Klägerin ist im Streitfall niemals in Be-
sitz von Rechnungen über die von ihrer 
Lieferantin bezogenen Schwarzeinkäufe 
gewesen, da diese hierüber keine Rech-
nungen ausgestellt hat. Auch das Debi-
torenkonto der Klägerin bei der Liefe- 
rantin stellt keine ordnungsgemäße 
Rechnung dar, denn die Buchführung 
dient lediglich eigenbetrieblichen Doku-
mentationszwecken des leistenden Un-
ternehmers. 

 
 
Sonstiges 
 
Online-Kindergeldantrag ohne ausdru-
cken und Unterschrift  
Ab sofort kann Kindergeld nach der Ge-
burt eines Kindes mittels ELSTER-Zertifikat 
rein elektronisch beantragt werden. Das 
somit papierlose Verfahren fördert den 
weiteren Bürokratieabbau, die Nachhaltig-
keit und reduziert Kosten. 
Bisher war es für Kundinnen und Kunden 
der Familienkasse der Bundesagentur für 
Arbeit bereits möglich, einen Kindergeld-
antrag für ihr neugeborenes Kind über das 
Internetportal online auszufüllen – aller-

tet, heißt es in der Gesetzesbegründung. 
Stromanbieter sind verpflichtet, die Absen-
kung in vollem Umfang an die Endverbrau-
cherinnen und Endverbraucher weiterzu- 
geben. Der Bund erstattet den Unterneh-
men ihre Ausfälle in Höhe von rund 6,6 
Milliarden Euro aus dem Sondervermögen 
Energie- und Klimafonds. 
Ab Januar 2023 soll die EEG-Umlage dann 
auf Dauer entfallen. Dies sieht ein Entwurf 
der Bundesregierung aus dem sog. „Oster-
paket“ vom 6.4.2022 vor, zu dem der Bun-
desrat am 20.5.2022 Stellung nahm. 
Hinweis: Mit der Billigung des Bundesrates 
ist das parlamentarische Verfahren abge-
schlossen. Das Gesetz wird nun über die 
Bundesregierung dem Bundespräsidenten 
zur Unterzeichnung vorgelegt und an-
schließend im Bundesgesetzblatt verkün-
det. Es soll am Tag darauf in Kraft treten - 
also wie geplant am 1.7.2022. 
 
Bundestag beschließt Pflegebonusgesetz 
Der Bundestag hat der Zahlung eines 
Bonus für Pflegekräfte in Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen zugestimmt. Ein 
entsprechender Gesetzentwurf wurde in 
einer vom Gesundheitsausschuss geänder-
ten Fassung mit der Mehrheit der Koaliti-
onsfraktionen, CDU/CSU und AfD bei 
Stimmenthaltung der Fraktion Die Linke in 
2./3. Lesung angenommen. 
Krankenhäuser, die 2021 besonders viele 
Corona-Patienten behandelt haben, die 
beatmet werden mussten, sollen Mittel für 
Prämienzahlungen erhalten. Die Mittel sol-
len Pflegekräften in der unmittelbaren  
Patientenversorgung zugutekommen. Fer-
ner erhalten den Bonus Beschäftigte in  
der Alten- und Langzeitpflege, die im Be- 
messungszeitraum vom 1.11.2020 bis 
30.6.2022 für mindestens drei Monate 
tätig waren und am 30.6.2022 noch be-
schäftigt sind. 
Die nach Qualifikation, Arbeitszeit und 
Nähe zur Versorgung gestaffelte Prämie 
soll bis zu 550 Euro betragen. Das Geld soll 
steuer- und beitragsfrei ausgezahlt werden, 
wie aus dem Gesetzentwurf hervorgeht. 
Den höchsten Bonus erhalten Vollzeitbe-
schäftigte in der direkten Pflege und Be-
treuung. Aber auch Auszubildende, Frei- 
willigendienstleistende, Helfer im freiwilli-



dings musste dieser dann ausgedruckt und 
unterzeichnet eingereicht werden. 
Nun macht es die Familienkasse gemein-
sam mit dem bayerischen Landesamt für 
Steuern möglich, mittels ELSTER-Zertifikat 
den Antrag auf Kindergeld ohne Ausdruck 
und händische Unterschrift zu stellen. 
Somit erfolgt die Übertragung des Kinder-
geldantrages vollständig elektronisch. 
Die Nutzung von ELSTER ist jedoch optio-
nal – der Antrag auf Kindergeld bei Geburt 
kann auch ohne dieses Zertifikat weiterhin 
online ausgefüllt und dann in Papierform 
unterschrieben eingereicht werden. 
 
Gesetzverkündung künftig elektronisch  
Die Bundesregierung hat am 25.5.2022 
den Gesetzentwurf zur Modernisierung 
des Verkündungs- und Bekanntmachungs-
wesens beschlossen. Ziel dieses geplanten 
Gesetzes ist die Einführung einer rein elek-
tronischen Gesetzesverkündung ab dem 
1.1.2023 auch auf Bundesebene. Hierauf 
weist das Bundesministerium der Justiz 
(BMJ) aktuell hin. 
Bislang muss die gedruckte amtliche Fas-
sung eines Gesetzes entweder gegen Ent-
gelt bezogen oder in Bibliotheken ein- 
gesehen werden. Bei dem schon heute auf 
der Internetseite www.bgbl.de verfügba-
ren Bundesgesetzblatt handelt es sich le-
diglich um elektronische Kopien, nicht um 
die verbindliche amtliche Fassung. Zudem 
ist die Funktionalität im unentgeltlichen 
Bürgerzugang eingeschränkt. 
Die geplanten Regelungen: 
• Künftig soll das elektronische Bundesge-

setzblatt das alleinige Verkündungsorgan 
für Gesetze und Rechtsverordnungen 
darstellen. 

• Zudem soll mit der Einführung des elek-
tronischen Bundesgesetzblattes das prak-
tische Bedürfnis für die Verkündung von 
Rechtsverordnungen im elektronischen 
Bundesanzeiger entfallen. 

• Weiterhin soll das elektronisch ausgege-
bene Bundesgesetzblatt unentgeltlich 
und barrierefrei zur Verfügung gestellt 
werden und ohne Einschränkung gespei-
chert, ausgedruckt und verwertet wer-
den können. 

Mobilitätsprämie in 250.000 Fällen 
Die Mobilitätsprämie, die Steuerpflichtige 
beanspruchen können, bei denen das zu 
versteuernde Einkommen den Grundfrei-
betrag unterschreitet, soll nach Erwartun-
gen der Bundesregierung in 250.000 Fällen 
gezahlt werden. 
Wie es in einer Antwort der Regierung auf 
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke  
heißt, werde zwar die Zahl der Steuer-
pflichtigen, die ab dem Veranlagungszeit-
raum 2021 einen Anspruch auf die 
Mobilitätsprämie geltend gemacht haben, 
statistisch erfasst. Allerdings liege die Auf-
bereitung der Lohn- und Einkommensteu-
erstatistik für den Veranlagungszeitraum 
2021 erst mit einem Zeitverzug von meh-
reren Jahren vor. Nach bisherigen Schät-
zungen könnten die Steuerminderein- 
nahmen für die öffentlichen Haushalte in 
den Jahren 2021 bis 2023 pro Jahr rund 40 
Mio. EUR betragen. 
 
 
b.b.h. Intern 
 
Einladung zur Mitgliederversammlung 
Die ordentliche Mitgliederversammlung 
des b.b.h. Bundesverbandes selbständiger 
Buchhalter und Bilanzbuchhalter e.V. wird 
am 27.07.2022 um 18.00 Uhr in 84568 
Pleiskirchen, Hofmark 2, mit nachfolgender 
Tagesordnung einberufen: 
1. Eröffnung und Begrüßung; Feststellung 
der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, Be-
schlussfähigkeit, Anwesenheit der Mitglie-
der. 2. Bericht des Vorstandes.  
3. Bericht des Rechnungsprüfers über den 
Jahresabschluss 2021. 4. Beschlussfassung 
über die Entlastung des Vorstandes. 5. Sat-
zungsänderung: § 6 Nr. 1 Der Vorstand des 
Bundesverbandes besteht aus dem ersten 
Vorsitzenden (Bezeichnung Präsident/in) 
und einem stellvertretenden Vorsitzenden 
(Vizepräsident/in). 
6. Vorstandswahlen. 7. Verschiedenes. 
Mitglieder, die an der Mitgliederversamm-
lung teilnehmen, müssen mindestens 14 Tage 
vor dem Termin der ordentlichen Mitglie-
derversammlung schriftlich ihre Teilnahme 
ankündigen. Die Teilnehmer erhalten eine 

b.b.h. Bundesverband selbständiger Buchhalter und Bilanzbuchhalter 

Bundesgeschäftsstelle: Kronenstraße 19 · 10117 Berlin · Info-Telefon 030 / 20 45 52 57  
Telefax 030 / 20 91 29 40   ·   E-Mail: bbh@bbh.de   ·   Internet: www.bbh.de 

Für die Richtigkeit und Vollständigkeit des 
Inhalts ist jegliche Haftung ausgeschlossen.
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schriftliche Anmeldebestätigung, die bei 
der Mitgliederversammlung vorzulegen ist 
(§ 7 Nr. 12 der b.b.h.-Satzung). Die b.b.h.-
Geschäftsordnung ist zu beachten. 

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

SEMINARE AUG./SEPT. 2022 
„Aktuelle Lohninformationen“ 

9:00 - 12:00 

„Aktuelles Steuerrecht“  

13:30 - 16:30

Anmeldung über www.bbh-fortbildung.de

Berlin                        Fr.      02.09.22 

Bremen                     Mo.   19.09.22      

Chemnitz                  Do.    25.08.22 

Dortmund                Mo.   29.08.22 

Dresden                    Fr.      26.08.22 

Düsseldorf                Di.     30.08.22 

Erfurt                        Mo.   12.09.22 

Frankfurt                  Fr.      16.09.22 

Hamburg                  Fr.      30.09.22 

Hannover                  Di.     20.09.22 

Köln                         Do.    29.09.22 

Leipzig                      Di.     13.09.22 

Mannheim                Do.    15.09.22 

München                  Fr.      23.09.22 

Nürnberg                  Di.     27.09.22 

Potsdam                   Do.    01.09.22 

Rosenheim               Mo.   26.09.22 

Stuttgart                   Do.    22.09.22


